
 

 

Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt 

Regierungsratsbeschluss vom 24. September 2013   

 

P122005 Ratschlag und Bericht betreffend einer Änderung des Personalgesetzes 
vom 17. November 1999; Schaffung einer Gesetzesbestimmung zur Mel-
dung von Missständen (Whistleblowing); Verordnung 
 

 
 
://: 1. Der Regierungsrat genehmigt die Verordnung betreffend Meldung 

von Missständen (Whistleblowing-Verordnung). 

2. Sie wird per 1. Oktober 2013 wirksam.  

3. Die Änderung des Personalgesetzes (§ 19a) vom 10. April 2013 
wird per 1. Oktober 2013 wirksam. 

 
 

Begründung 

Gemäss dem vom Grossen Rat in seiner Sitzung vom 10. April 2013 
beschlossenen neuen § 19a Personalgesetz regelt der Regierungsrat 
die Einzelheiten betreffend die Meldung von Missständen in der Ver-
waltung. Diesem Auftrag kommt er mit vorliegender Verordnung 
(Whistleblowing-Verordnung) nach, in welcher er das anwendbare Ver-
fahren regelt sowie die für die Whistleblower notwendigen Schutzbe-
stimmungen konkretisiert. 

 

 

 

                                                                                            
 


